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An das 
Bundesministerium für 
Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

Stubenring 1 
1010  Wien 

Mit E-Mail: 
Vii9@sozialministerium.at Antwor t bi t te unter Anführung der  GZ an die Abteilungsmai l

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz, das Angestelltengesetz, das Arbeitszeitgesetz und das 
Kinder- und Jugendlichen-Beschäftigungsgesetz 1987 geändert werden; 
Begutachtung; Stellungnahme 

Zu dem mit der do. oz. Note übermittelten Gesetzesentwurf nimmt das Bundes-

kanzleramt-Verfassungsdienst wie folgt Stellung: 

I.  Allgemeines 

1. In Hinblick auf die knapp bemessene Begutachtungsfrist wird auf das Rund-

schreiben vom 2. Juni 2008, BKA-600.614/0002-V/2/2008, hingewiesen; dort wurde 

– einmal mehr – in Erinnerung gerufen, dass die Begutachtungsfrist bei Gesetzes-

vorhaben im Regelfall sechs Wochen zu betragen hat. Dasselbe ergibt sich aus § 9 

Abs. 3 der WFA-Grundsatz-Verordnung, BGBl. II Nr. 489/2012. 

2. Es wird darauf hingewiesen, dass die Übereinstimmung des im Entwurf 

vorliegenden Bundesgesetzes mit dem Recht der Europäischen Union vornehmlich 

vom do. Bundesministerium zu beurteilen ist. 
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II.  Inhaltliche Bemerkungen 

Zu Art. 1 (Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes): 

Zu Z 4 (§ 2c): 

Der vorgeschlagene Abs. 2 sieht vor, dass allfällige Sonderzahlungen bei der 

Ermittlung des für den letzten Monat des Arbeitsverhältnisses gebührenden Entgelts 

außer Acht zu bleiben haben. 

Die Erläuterungen führen aus, dass der Ermittlung nach ständiger Rechtsprechung 

der weite Entgeltbegriff des Arbeitsrechts zu Grunde zu legen ist und die 

Entgeltgrenze in Anlehnung an die von der Lehre gebilligte ständige Rechtsprechung 

zu § 23 Abs. 1 AngG zu ermittelt ist. In die Ermittlung der Entgeltgrenze seien daher 

auch (aliquotierte) Sonderzahlungen einzubeziehen. Im darauf folgenden Absatz wird 

allerdings – im Anschluss an den Wortlaut des vorgeschlagenen Gesetzestextes – 

weiter ausgeführt, dass „künftig Sonderzahlungen bei der Ermittlung des für den 

letzten Monat des Arbeitsverhältnisses gebührenden Entgelts außer Acht zu lassen 

sind“. 

Das erscheint widersprüchlich und sollte klargestellt werden. 

Zum Allgemeinen Teil der Erläuterungen: 

Bei der Angabe der Kompetenzgrundlage sollte ergänzt werden, dass eine 

Gesetzgebungskompetenz des Bundes gemäß Art. 21 Abs. 2 B-VG für Bedienstete 

der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände nur insoweit gegeben ist, als diese 

in Betrieben tätig sind. 

III.  Legistische und sprachliche Bemerkungen 

Allgemeines: 

Im Einleitungssatz sollte dem Kurztitel der zu ändernden Vorschrift jeweils mit einem 

Gedankenstrich die Abkürzung angefügt werden (vgl. RL 124 der Legistischen 

Richtlinien 1990). 
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Zu Art. 1 (Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes): 

Zum Einleitungssatz: 

Das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz wurde zuletzt durch das Bundesgesetz 

BGBl. I Nr. 113/2015 geändert. 

Zu Z 5 (§ 2d Abs. 3 Z 2 und 3): 

In der Novellierungsanordnung muss es richtigerweise „lautet“ heißen. 

Zu Z 7 (§ 19 Abs. 1 Z 32 und 33): 

1. Es wird darauf hingewiesen, dass die geltende Fassung des § 19 Abs. 1 

bereits über eine Z 32 verfügt. Richtigerweise sollten daher eine Z 33 und 34 

angefügt werden. 

2. Zudem sollte die Novellierungsanordnung besser lauten: 

„Dem § 19 Abs. 1 werden folgende Z 33 und 34 angefügt:“ 

Zu Art. 2 (Änderung des Angestelltengesetzes): 

Zu Z 3 (Artikel X Abs. 2 Z 12): 

1. Da mit dem vorgeschlagenen Entwurf keine Änderung im Angestelltengesetz 

erfolgt, die den Ausbildungskostenrückersatz zum Gegenstand hat, dürfte die 

Aufnahme der Wortfolge „oder den Ausbildungskostenrückersatz“ auf einem 

Versehen beruhen und sollte gestrichen werden. 

2. Zudem sollte die Novellierungsanordnung besser lauten: 

„Dem Artikel X Abs. 2 wird folgende Z 12 angefügt:“ 

Zu Art. 3 (Änderung des Arbeitszeitgesetzes): 

Zu Z 2 (§ 20b Abs. 6): 

Die Novellierungsanordnung sollte besser lauten: 

„Dem § 20b wird folgender Abs. 6 angefügt:“ 

Zu Z 4 (§ 34 Abs. 30): 

Es wird darauf hingewiesen, dass der am 23. Oktober 2015 zur Begutachtung 

versendete Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitszeitgesetz und das 
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Arbeitsruhegesetz geändert werden, gleichfalls vorsieht, dem geltenden § 34 einen 

Abs. 30 anzufügen. Dies Anordnungen sollten auf einander abgestimmt werden. 

Zu Art. 4 (Änderung des Kinder- und Jugendlichen-
Beschäftigungsgesetzes 1987): 

Zu Z 1 ( 11 Abs. 3a): 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit und Einheitlichkeit der Gliederung des (geltenden) 

§ 11 wird angeregt, den zweiten Satz vor den ersten Satz zu stellen. 

IV.  Zu den Materialien 

Zum Allgemeinen Teil der Erläuterungen: 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Klammerausdruck im zweiten Gedankenstrich 

grammatikalisch unvollständig ist. 

Zum Besonderen Teil der Erläuterungen: 

Zu Artikel 1 Z 4 (§ 2c AVRAG): 

Es wird auf folgende Schreibversehen im dritten Absatz aufmerksam gemacht: 

 „(…) von dem ‚für den letzten Monat des Arbeitsverhältnisses gebührenden 

Entgelt‘ (…)“ 

 „(…) und die Entgeltgrenze in Anlehnung an die von der Lehre (…)“. 

Zur Textgegenüberstellung: 

Die Regierungsvorlage sollte – so wie bereits der Begutachtungsentwurf – eine 

Textgegenüberstellung enthalten (Punkt 91 der Legistischen Richtlinien 1979). 

Auf das Rundschreiben des Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst vom 27. März 

2002, GZ 600.824/003-V/2/20011 (betreffend Legistische Richtlinien; Gestaltung von 

Textgegenüberstellungen) wird hingewiesen. Es wird zudem angeregt, 

Textgegenüberstellungen – unter Verwendung der dafür zur Verfügung stehenden 

Werkzeuge –  künftig so zu erstellen, dass (in beiden Spalten) die zwischen den 

                                            
 1 http://www.bka.gv.at/2004/4/15/rs_textgegenueberstellung.doc 
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Fassungen bestehenden Textunterschiede (durch Kursivschreibung) hervorgehoben 

sind.2 

Diese Stellungnahme wird im Sinne der Entschließung des Nationalrates vom 6. Juli 

1961 auch dem Präsidium des Nationalrates zur Kenntnis gebracht. 

16. November 2015 
Für den Bundesminister für 

Kunst und Kultur, Verfassung und Medien: 
i.V. FABER 

Elektronisch gefertigt

                                            
 2 Vgl. https://www.ag.bka.gv.at/at.gv.bka.wiki-bka/index.php/Textgegen%C3%BCberstellung 
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